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Verwaltungsanweisung SGB XII 
Hier: Änderung der Verwaltungsanweisung zu § 73 SGB XII – Hilfen in sonstigen Lebens-
lagen 
 
A. Problem 
Die Fachliche Weisung des Amtes für Soziale Dienste zu § 73 SGB XII (Stand 25.09.2008) war 
aus verschiedenen Gründen überarbeitungsbedürftig. Sie hatte lediglich Ausführungen zu Leis-
tungen zur Wahrnehmung des Umgangsrechts zum Inhalt, weil es seinerzeit in den Sozialge-
setzbüchern (SGB) II und XII Regelungslücken gab. Dies hat sich allerdings überholt, da es für 
diese Bedarfe mittlerweile sowohl im SGB II als auch im SGB XII entsprechende Anspruchs-
grundlagen gibt.   
 
Durch geänderte Rechtsprechung sind nun Bedarfe für Kosten der Entrümpelung einer Woh-
nung und Dolmetscherkosten für ambulante Psychotherapien dem § 73 SGB XII zuzuordnen. 
Zur Vermeidung von Versorgungs- bzw. Finanzierungslücken werden Bedarfe der Hilfe zur 
Pflege unterhalb des Pflegegrades 2 ebenfalls als Leistungen nach § 73 SGB XII erbracht. 
Grundlage dafür bilden Empfehlungen der Konferenz der obersten Landessozialbehörden.  
Entsprechende Ausführungen sind ebenso in die Verwaltungsanweisung aufgenommen wor-
den, wie weitergehende Ausführungen zum Umgang mit entsprechenden Anträgen.  
 
Die Sozialzentren des Amtes für Soziale Dienste (AfSD) wurden über die Auswirkungen der 
Änderungen rechtzeitig über den Weg der Fachkonferenz Soziales informiert. 
 
 
B. Lösung 
Die notwendigen Anpassungen und Änderungen sind in der anliegenden überarbeiteten und 
neu strukturierten Verwaltungsanweisung vorgenommen worden. Es finden sich ebenfalls Hin-
weise (Verlinkungen) zur Verwaltungsanweisung „Hilfe zur Pflege“ und bezüglich Leistungen für 
Passkosten zur Verwaltungsanweisung „Sozialhilfe für Ausländer/innen und Ausländer“.  
 
 
C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen.  
 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung 
Eine Wirtschaftlichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. Es handelt sich um gesetzliche Leistungen.  
Die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen, die sich durch die Änderung der Verwaltungsanwei-
sung ergeben, lassen sich nicht im Einzelnen quantifizieren, werden aber eher als gering einge-
schätzt und können innerhalb des Budgets der Sozialleistungen dargestellt werden. 
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Personalwirtschaftliche Auswirkungen gibt es nicht. Die Gender-Aspekte wurden geprüft. Frau-
en und Männer sind in gleicher Weise betroffen, so dass keine besonderen geschlechterspezifi-
schen Auswirkungen zu erwarten sind.  
 
 
E. Beteiligung / Abstimmung 
Die Änderungen erfolgten in Zusammenarbeit mit dem AfSD als zuständige Behörde für die 
Leistungsgewährung nach § 73 SGB XII. 
 
 
F. Beschlussvorschlag 
Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt die Änderungen der Ver-
waltungsanweisung zu § 73 SGB XII – Hilfen in sonstigen Lebenslagen zur Kenntnis. 
 
 
 
Anlage/n:  
 
Entwurf Verwaltungsanweisung zu § 73 SGB XII 
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1. Auffangtatbestand  
Durch ihre offene Formulierung gilt die Vorschrift als 
Auffangklausel, die dem allgemeinen Auftrag der Sozialhilfe 
gerecht wird. Sie ermöglicht es, jedem der Menschenwürde 
widersprechenden Zustand zu begegnen, gerecht zu werden 
und verfassungskonforme Ergebnisse zu ermöglichen 
(Sozialstaatsgebot). Mit der Vorschrift wird eine Möglichkeit 
eröffnet, auf unbenannte Notlagen flexibel reagieren zu 
können.  
 

Auffangtatbestand  

2. Sonstige Lebenslage  
Eine sonstige Lebenslage ist dann anzunehmen, wenn die 
bedarfsauslösende Lebenslage weder innerhalb des SGB XII 
(§ 8 SGB XII) noch in den anderen Bereichen des 
Sozialrechts geregelt wird.   
Das Bundessozialgericht (BSG) fordert allerdings eine 
„besondere, atypische Lebenslage, die eine Nähe zu den 
anderen im Fünften bis Neunten Kapitel des SGB XII 
geregelten Bedarfslagen, den unter Geltung des BSHG so 
bezeichneten „Hilfen in besonderen Lebenslagen“, 
aufzuweisen hat“.  
Zur Frage, ob eine atypische Bedarfslage vorliegt, führt das 
BSG aus, dass es nicht Voraussetzung für eine  atypische 
Bedarfslage ist, dass der Bedarf nur im Einzel – oder 
Ausnahmefall vorliegt. D. h, es sind auch Bedarfslagen 
gemeint, die häufiger bzw. wiederholt anfallen. 
Maßgeblich ist nach Auffassung des BSG, dass ein den 
Grundrechtsbereich tangierender Bedarf ungedeckt bleibt.  
  

sonstige Lebenslage 

§ 73 übernimmt hingegen keine ergänzenden Funktionen 
gesetzlich ausdrücklich geregelter Lebenslagen, bei denen 
lediglich die Voraussetzungen nicht vorliegen. So kann § 73 
zum Beispiel nicht herangezogen werden, um unzureichende 
Bedarfe, die von der Regelleistung erfasst sind, abzudecken 
oder um die Übernahme tatsächlicher Unterkunftskosten 
geltend zu machen, wenn nach § 35 Abs. 1 SGB XII nur noch 
die angemessenen Unterkunftskosten zustehen. 
 

keine ergänzenden 
Funktionen  

3. Einsatz öffentlicher Mittel gerechtfertigt?  
Die Gewährung der Hilfe ist daran geknüpft, dass der Einsatz 
öffentlicher Mittel gerechtfertigt ist. In die Entscheidung 
fließen damit fiskalische Erwägungen ein. Die Hilfe muss 
hinter dem Einsatz eigener Mittel zurückstehen (Nachrang).  
 

Einsatz öffentlicher 
Mittel gerechtfertigt 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XII&p=73
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XII&p=73
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XII&p=29
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XII&p=29&x=1
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Es ist zu prüfen, ob eine sofortige Bewilligung das Entstehen 
später eintretender höherer Kosten vermeidet.  
Wenn beispielsweise ein Bedarf für eine 
Wohnungsentrümpelung anerkannt und eine Leistung nach § 
73 bewilligt wird (vgl. Punkt 6) können umfangreiche 
Folgekosten, die im Zusammenhang mit einem 
Wohnungsverlust stehen, vermieden werden.  
 

4. Einsatz von Einkommen und Vermögen  Einsatz von 
Einkommen und 
Vermögen  

Es gelten die Bestimmungen nach den Vorschriften §§ 85 ff 
SGB XII zur Anrechnung von Einkommen und Vermögen.  
 

 

5. Kann-Leistung Kann-Leistung 
§ 73 räumt dem Sozialhilfeträger sowohl hinsichtlich der 
Frage, „ob“ geleistet wird als auch in welcher Art und Weise 
(„wie“) geleistet wird, Ermessen ein. Der Hilfebedürftige hat 
insofern keinen Anspruch auf die begehrte Leistung, sondern 
auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung  
Der Einzelfall muss in den Blick genommen werden, was nur 
bei einer sorgfältigen Sachverhaltsaufklärung gelingen wird. 
 

 
 
 
 
 

6. Anwendungsbeispiele Anwendungsbeispiele 
Die Aufzählung ist nicht abschließend. 
Sofern hier nicht wörtlich aufgeführte Bedarfe geltend 
gemacht werden, hat die Prüfung, ob es sich um eine Hilfe 
nach § 73 handelt, nach Maßgabe der Ziffern 1, 2 und 3 
dieser Verwaltungsanweisung zu erfolgen 
 

 

Entrümpelungskosten 
 

Entrümpelungskosten  

Stellt der zuständige soziale Dienst die Notwendigkeit einer 
Wohnungsentrümpelung fest, die dem Erhalt einer 
bewohnten Unterkunft dient, erfolgt die Kostenübernahme 
nach § 73 SGB XII. 
Nur wenn der/die Hilfesuchende dem Personenkreis nach 
dem 8. Kapitel SGB XII zuzuordnen ist und weitere 
Begleitleistungen nach den §§ 67/68 SGB XII erforderlich 
sind, sind auch die Kosten einer Wohnungsentrümpelung 
den Leistungen nach dem 8. Kapitel SGB XII zuzuordnen.  
Dies gilt auch für Leistungsempfänger-/innen nach SGB II. 
 

 

Dolmetscherkosten bei ambulanter Psychotherapie 
 

Dolmetscherkosten 
bei ambulanter 
Psychotherapie 

Dolmetscherkosten (Übersetzung in die deutsche Sprache) 
bei ambulanter Psychotherapie werden nicht durch den 
Leistungskatalog des SGB V abgedeckt.  
Daher kommt § 73 für die Übernahme von 
Dolmetscherkosten in Betracht. Voraussetzung ist, dass eine 
von der Krankenkasse bewilligte Leistung (Psychotherapie 
oder vergleichbare Maßnahmen) nur dann einen 
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Heilungserfolg hat, wenn ein Dolmetscher zur sprachlichen 
Umsetzung dieser Leistung hinzugezogen wird, also ohne 
den Dolmetscher eine Heilung nicht erreicht werden kann. 
Eine Leistung kommt in Betracht, wenn die 
Krankenversicherung die Psychotherapiekosten übernimmt 
und vom Arzt bzw. Therapeuten bescheinigt wird, dass ohne 
Dolmetscher keine Heilungschancen bestehen. Die 
Dolmetscherkosten sind dann auf die Zahl der bewilligten 
Therapiesitzungen zu beschränken.  
 
hier geht es zur Verwaltungsanweisung zu § 6 AsylbLG  
Leistungen nach §§ 3, 6 AsylbLG können auch Personen aus 
dem Personenkreis nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG, sofern 
nicht die Voraussetzung für eine Anspruchseinschränkung 
nach § 1a AsylbLG erfüllt sind. 
 
Passkosten  Keine Passkosten 
Kosten für eine Passbeschaffung sind nicht den Hilfen nach 
§ 73 zuzuordnen, sondern es handelt sich um Bedarfe, die 
dem  03. bzw. 4. Kapitel SGB XII zuzuordnen sind.  
In der Verwaltungsanweisung zu § 23 SGB XII -Sozialhilfe für 
Ausländerinnen und Ausländer - Punkt 5 wurde eine 
Regelung getroffen. Hierunter fallen auch Fälle nach § 2 
AsylbLG.  
 
hier geht es zur Verwaltungsanweisung zu § 23 SGB XII 
 

 
 
 
 
 

Hilfe zur Pflege unterhalb des Pflegegrades 2 
 

Hilfe zur Pflege 

In der Verwaltungsanweisung Hilfe zur Pflege, Teil 3, Ziffer 7 
wurden für den Personenkreis der pflegebedürftigen 
Menschen unterhalb des Pflegegrades 2 weitere Regelungen 
gem. § 73 SGB XII getroffen. Diese Regelungen folgen der 
Empfehlung der Konferenz der Obersten 
Landessozialbehörden und vermeiden Versorgungs- bzw. 
Finanzierungslücken. 
 
hier geht es zur Verwaltungsanweisung Hilfe zur Pflege, 
siehe Ziffer 7 
 

 

7. Art der Leistung   

Die Entscheidung über die  Hilfegewährung als Beihilfe oder 
Darlehen ist im pflichtgemäßen Ermessen zu treffen und zu 
dokumentieren  
Die Gewährung als Beihilfe kommt in der Regel in Betracht, 
wenn der Leistungsberechtigte in absehbarer Zeit finanziell 
nicht in der Lage ist, ein Darlehen zu tilgen. Zum Zeitpunkt 
der Entscheidung über die Hilfe ist eine Prognose 
anzustellen, ob es sich um eine vorübergehende Notlage 
handelt. Dafür sind konkrete Anhaltspunkte erforderlich. 
 

 
 
 
 
 

  
 

file://B400-FS/B400_1$/Mitarbeiter_Ressort/AfSD%20Weisungen%20Soziales/02%20Asylbewerberleistungsgesetz/Fachliche%20Weisungen/Verwaltungsanweisung%20%C2%A7%206%20AsylbLG%20Stand%2020.07.2017.doc
file://B400-FS/B400_1$/Mitarbeiter_Ressort/AfSD%20Weisungen%20Soziales/00%20SGB%20XII/%C2%A7%C2%A7%20017%20-%20026%20Anspruch%20auf%20Leistungen/%C2%A7%2023/170914_VAnw%20zu%20%C2%A7%2023%20SGB%20XII%20f%C3%BCr%20Ausl%C3%A4nder_innen.pdf
file://B400-FS/B400_1$/Mitarbeiter_Ressort/AfSD%20Weisungen%20Soziales/00%20SGB%20XII/%C2%A7%C2%A7%20061%20-%20066%20Hilfe%20zur%20Pflege/05%20%20Verwaltungsanweisung%20%20Teil%203-ambulante%20Pflege/01_Verwaltungsanweisung%20Teil%203
file://B400-FS/B400_1$/Mitarbeiter_Ressort/AfSD%20Weisungen%20Soziales/00%20SGB%20XII/%C2%A7%C2%A7%20061%20-%20066%20Hilfe%20zur%20Pflege/05%20%20Verwaltungsanweisung%20%20Teil%203-ambulante%20Pflege/01_Verwaltungsanweisung%20Teil%203

	00_Final_190326_Entwurf Deputationsvorlage
	Vorlage für die Sitzung  der städtischen Deputation  für Soziales, Jugend und Integration am 02.05.2019
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung
	E. Beteiligung / Abstimmung
	F. Beschlussvorschlag


	01_190321_Final_Entwurf § 73_Verwaltungsanweisung
	Entwurf Stand 21.03.2019 Verwaltungsanweisung
	1. Auffangtatbestand


